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n Hinblick aufdie verwir­
rende rechtliche undorga­
nisatorischeLage der Uni­
versitäten seit Antritt der
neuen Regierung liegt es

offenbar an den Vertretern der am
meisten betroffenen Bevölkerungs­
schicht (den Studierenden), die kaum
noch erträgliche Situation mit einem
konstruktiven Vorschlag zu retten.

Hier die Prämissen:

- Der durch die verschlechterte Staats­
finanzlage bewirkte Einkommensver­
lust der Universitäten (Sparpaket)
bedarfeiner radikalen Kosteneinspa­
rung.

- Die soziale Lage der Studierenden
darf nicht geflihrdet werden durch
eine leider unumgängliche Verringe­
rung der staatlichen sozialen Leistun­
gen.

- Ein weiteres Ausdehnen der durch­
schnittlichen Studienzeiten durch eine
de-facto-Reduzierung des
Lehrpersonals (Aufnahmestop) ist
nicht zielführend.

- Eine Begrenzung der ausufernden
Personalkosten an den Universitäten
ist jedoch dringend notwendig.

- Eine Finanzierung des gesteigerten
Kapitalbedarfs der Universitäten
durch Einhebung von Studiengebüh­
ren ist mit einer sozialen und/oder
demokratischen Einstellung - gleich,
wie verwässert - nicht vereinbar

- und im übrigen mit den in Österreich
gültigen Prinzipien von Angebot und
Nachfrage sowie der Sozialpartner­
schaft nicht vereinbar.

Dieses schier unlösbare Dilemma ist
nur durch einen radikalen Neuanfang,
wie er im übrigen in der oft gepriese­
nen Privatwirtschaft gang und gäbe ist,
zu lösen.

Aus diesem Grunde ein Vorschlag
zur Güte:

Endziel der Umstrukturierung der
österreichischen Universitäten muß
eine Auslagerung der gesamten Lehr­
und Forschungstätigkeit in geogra­
phisch möglichst günstige sogenannte
"Billiglohnländer" sein.
Dies ist in erster Linie durch gezieltes
Eingehen von Joint-Ventures mit ent­
sprechenden Partnern, etwa in Ungarn
oder Slowenien, zu erreichen, gekop­
pelt mit der Schließung von entspre­
chenden Instituten oder Universitäten
in Österreich, bis hin zur vollständigen
Auflösung der nicht mehr länger trag­
baren österreichischen Universitäts­
struktur.
Dem Lehrpersonal wie auch den son­
stigen Bediensteten kann auf Wunsch
eine Neueinstellung imjeweiligen Ziel­
land, selbstverständlich zu den dort
üblichen Bedingungen, gewährt wer­
den (Kostensenkung), wobei Professo­
ren generell neu zu berufen wären, um
die prekäre Alterssituation im Sinne des
Arbeitsmarkts (Pensionsalter) und der
Modernisierung der Lehre zu beheben.
Die im Ausland sicherlich zu schaffen­
de Infrastruktur kann ohne weiteres aus
der privatwirtschaftlichen Vermietung
der dann leerstehenden Universitätsge­
bäude auch langfristig gesichert wer­
den.
Nicht zu unterschätzen sind auch die
Vorteile tur die Studierenden. Abgese­
hen davon, daß eine solche Lösung
Auslandsstipendien weitgehend über­
flüssig macht, kann selbst bei drasti­
schen Kürzungen der vorhandenen
Studienförderungen ein akzeptabler
Lebensstandard fur die Studiendauer
gewährleistet werden.
Des Weiteren ist anzunehmen, daß
durch die geringere Ortsbindung der im
Ausland ausgebildeten Akademiker

eine fur Europa fortschrittlich mobile
Gruppe erstklassig ausgebildeter - und
mindestens einer osteuropäischen
Fremdsprache mächtiger - Arbeitskräf­
te heranwachsen wird, die keinen Ver­
gleich mit Deutschland oder anderen
EU-Staaten zu scheuen brauchen.
Was dies fur den angehenden Akade­
miker in puncto Arbeitsplatzsicherheit
bedeutet, muß hier wohl nicht näher
erläutert werden.

Obwohl mir bewußt ist, daß Diskus­
sionen solcherart schon hinlänglich
bekannt sind, mußte auch ich noch ein
paar Worte zur Lage der Nation abge­
ben. Ich hoffe, daß mein Eintritt in die
Riege der "selbsternanntenexperten"
auch öffentlich zur Kenntnis genom­
menwird.

Analog zu den bisher gemachten Vor­
schlägen rate ich unserer Bundesregie­
rung:
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